Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/721 


Der Bundesminister für 

Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 13. Juni 1966 

Ila 2 - 2003.4 - 23/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Schwarzarbeit 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wurbs und Genossen 
— Drucksache V/658 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregie- 
rung wie folgt: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Schwarz- 
arbeit in der Bundesrepublik unerwünschte Ausmaße ange- 
nommen hat? 


Klagen über Schwarzarbeit, vor allem im Bereich des Hand- 
werks, werden immer wieder laut. Das Ausmaß der Schwarz- 
arbeit ist der Bundesregierung nicht bekannt; es wird auch 
durch Umfragen nicht zu ermitteln sein. 


2. Welche Erfahrungen wurden mit dem Gesetz zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit vom v20. März 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 315) 
gemacht? 


Die im Jahre 1965 von den Landesjustizverwaltungen erbetenen 
Berichte über ihre Erfahrungen mit dem Gesetz zur Bekämpfung 
der Schwarzarbeit vom 30. März 1957 (BGBl. I S. 315) ergeben 
folgendes Bild: 

Den Strafverfolgungsbehörden wurden nur selten Fälle von 
Schwarzarbeit bekannt; offenbar wird nur ein kleiner Teil der 
vorkommenden Fälle angezeigt. Das dürfte darauf zurückzu- 
führen sein, daß in der Bevölkerung für die Bekämpfung der 
Schwarzarbeit wenig Verständnis besteht. Eine große Zahl von 
Bürgern, die kleinere Bauarbeiten oder Reparaturen zu ver- 
geben haben, finden bei der guten Beschäftigungslage unserer 
Wirtschaft häufig keinen Unternehmer oder Handwerksbetrieb, 
der bereit wäre, den Auftrag zu übernehmen und sind dann der 
Versuchung ausgesetzt, Schwarzarbeiter in Anspruch zu neh- 
men. Die Unternehmer selbst aber, die in normalen Zeiten am 
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stärksten an der Bekämpfung der Schwarzarbeit interessiert 
sind, sind heute meist mit Aufträgen so ausgelastet, daß sie im 
allgemeinen der Schwarzarbeit nicht entgegenwirken. Es wird 
sogar berichtet, daß Inhaber von Betrieben Kunden auf die 
Möglichkeit verweisen, ihre Betriebsangehörigen während ih- 
rer Freizeit zu beschäftigen. Bei den wenigen, den Strafverfol- 
gungsbehörden bekannt werdenden Fällen ist meist eine Ver- 
urteilung nicht möglich. Der hohe Anteil der Einstellungen und 
Freisprüche (statistische Unterlagen liegen nicht vor; es dürfte 
sich nach den von einigen Ländern mitgeteilten Zahlen um etwa 
80Vo der bekannt gewordenen Fälle handeln) wird auf folgen- 
de Gründe zurückgeführt: 

a) Das Merkmal der Gewinnsucht läßt sich — auch nach der 
neueren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes — schwer 
nachweisen. Dabei fällt ins Gewicht, daß die Schwarzarbeiter 
in der Regel keine überhöhten Preise fordern und daß wegen 
der häufig von ihnen eingegangenen Ratenzahlungsver- 
pflichtungen auch nicht festzustellen ist, sie seien auf den 
Nebenverdienst nicht angewiesen. 

b) Einer Verurteilung steht häufig entgegen, daß es sich nicht 
um Arbeiten „erheblichen Umfangs" handelt. 

c) Die Tatsache, daß Schwarzarbeiter im allgemeinen nicht 
mehr verlangen und darüber hinaus leichter und schneller 
zu gewinnen sind als selbständige Unternehmer, macht es 
schwierig, die Einlassung, es handele sich um Gefälligkeit 
oder Nachbarschaftshilfe, zu widerlegen. 

d) Hinzu treten allgemeine Beweisschwierigkeiten, die darauf 
beruhen, daß Auftraggeber und Auftragnehmer von der 
Strafandrohung betroffen werden und daher schon im eige- 
nen Interesse darauf bedacht sind, sich gegenseitig nicht zu 
belasten. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, der eine wirksamere Be- 
kämpfung der Schwarzarbeit zum Ziele hat? 

Die eigentliche Ursache für die Schwarzarbeit ist z. Z. in der 
Vollbeschäftigung zu sehen.' Sie ist heute letztlich ein Ergebnis 
der angespannten Arbeitsmarktlage. Die Bundesregierung ist 
der Auffassung, daß durch verschärfte Strafbestimmungen das 
Problem der Schwarzarbeit nicht gelöst werden kann. Sie beab- 
sichtigt daher z. Z, nicht, einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit vorzulegen. 


4. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, außer durch 
Verbotsgesetze der Schwarzarbeit zu begegnen? 

Soweit die Finanzbehörden oder die Dienststellen der Bundes- 
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
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durch Anzeigen oder durch eigene Ermittlungstätigkeit Anhalts- 
punkte für Schwarzarbeit erhalten, sind sie nachdrücklich be- 
müht, die hinterzogenen Steuern nachzuerheben oder die zu 
Unrecht bezogenen Leistungen nach dem Gesetz über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung zurückzufordern und 
die im Einzelfall gebotenen strafrechtlichen Maßnahmen zu 
veranlassen. 

Neben diesen verwaltungsmäßigen Möglichkeiten liegt es aber 
vor allem am Handwerk selbst, durch Selbsthilfeeinrichtungen 
auf dem Wege der zwischenbetrieblichen Zusammenarbeit der 
Schwarzarbeit entgegenzuwirken. Es handelt sich hierbei vor 
allem darum, das Angebot an Kleinreparaturleistungen zu ver- 
bessern. Gemeinschaftliche Kunden- und Reparaturdienste, wie 
sie vielfach schon bestehen, können aufgrund ihres Überblicks 
eine bessere Ausnutzung der Reparaturkapazitäten beteiligter 
Firmen ermöglichen. Die weitgegliederte Organisation des 
Handwerks bietet gute Voraussetzungen für die Einrichtung 
solcher Reparaturdienste. 


5. Besteht nach Auffassung der Bundesregierung ein Zusammen- 
hang zwischen verkürzter Arbeitszeit und zunehmender 
Schwarzarbeit? 


Zwischen verkürzter Arbeitszeit und Schwarzarbeit besteht 
insofern ein gewisser Zusammenhang, als das Angebot der 
Betriebe besonders an Dienst- und Reparaturleistungen bei 
verkürzter Arbeitszeit knapper wird, und lange arbeitsfreie 
Zeiten, besonders der arbeitsfreie Samstag, geeignet sind, den 
Anreiz zur Schwarzarbeit zu erhöhen. 


6. Ist die Bundesregierung nicht auch der Ansicht, daß durch steu- 
erfreie Mehrarbeit der Schwarzarbeit entgegengewirkt werden 
kann? 

Die Bundesregierung hält die Steuerbefreiung der Mehrarbeit 
nicht für ein geeignetes Mittel, der Schwarzarbeit wirksam zu 
begegnen. Denn es ist kaum anzunehmen, daß Arbeitnehmer 
bereit wären, anstelle von Schwarzarbeit steuerfreie Über- 
stunden zu leisten, weil trotz der Steuerersparnis die aus 
Schwarzarbeit zu erzielenden Einnahmen höher sein werden. 
Gegen die Befreiung der Überstundenlöhne und -Zuschläge von 
der Lohnsteuer und von den Sozialversicherungsbeiträgen 
spricht im übrigen eine Reihe von Gründen. Die Bundesregie- 
rung hat ihre Bedenken hierzu wiederholt geäußert. 


Katzer 



